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50 Jahre Gemeindeordnung Baden-Württemberg

Grundgesetz der Gemeinden ist ein Erfolgsmodell

Stuttgart.  Vor 50 Jahren trat die Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in Kraft. Das ‚Grundgesetz der Gemeinden’ hat sich, so der Gemeindetag, insgesamt bestens bewährt. In seinen Grundzügen ist es seit 1956 unverändert geblieben.

„Gemeinden wichtiger als der Staat“

Die Gemeinden sind Grundlage und Glied des demokratischen Staates. Mit diesem Satz beginnt die Gemeindeordnung vom 1. April 1956. Der erste Bundespräsident Theodor Heuss sagte es noch deutlicher: „Die Gemeinden sind wichtiger als der Staat.“ So sehen das auch die Bürger. 58 Prozent der Bevölkerung sind mit der Kommunalpolitik in ihren Städten und Gemeinden zufrieden, aber nur 36 Prozent mit der Arbeit des Bundestags (Emnid, 2002), und sie wollen, dass die Gemeinden wieder mehr Entscheidungsfreiheit bekommen.

Gemeindetagspräsident Roger Kehle hofft auf eine Stärkung der Gemeinden durch die Föderalismusreform. „Der Bund will darauf verzichten, die Kommunen direkt mit Aufgaben zu belasten. Das könnte uns helfen,“ sagte Kehle. „Umso wichtiger wird es dann, das Konnexitätsprinzip - ‚Wer bestellt, zahlt!’ - in der Landesverfassung nachzubessern.“
Stärkung durch europäische Verfassung

„Die kommunale Selbstverwaltung deutscher Prägung wird in Europa von vielen als exotisch empfunden,“ sagte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Professor Dr. Christian O. Steger. „Die deutsche Politik vertritt dieses Grundelement deutscher Staatsstruktur nicht offensiv genug. Es ist wichtig, unsere Kommunen gegenüber Europa zu stärken, auch durch eine europäische Verfassung.“ Der Schutz vor unsachgemäßen Eingriffen in die kommunale Selbstverwaltung müsse auch die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden und die interkommunale Zusammenarbeit umfassen.

Kritisch sieht man beim Gemeindetag die häufigen Änderungen der Gemeindeordnung. „Kommunalpolitik braucht verlässliche Spielregeln,“ sagte Steger. Er forderte den Landtag dazu auf, notwendige Aktualisierungen möglichst zu einer Änderung je Legislaturperiode zusammenzufassen.

Bundesweit ein Erfolgsmodell

Die Süddeutsche Ratsverfassung, die der baden-württembergischen Gemeindeordnung zugrunde liegt, ist im letzten Jahrzehnt zum bundesweiten Erfolgsmodell geworden. Nahezu alle Bundesländer, auch die fünf neuen, haben ihre Kommunalverfassung daran ausgerichtet. Wie im Südwesten wurde dem Hauptorgan Gemeinderat ein vom Volk direkt gewählter Bürgermeister als Vorsitzender und Verwaltungschef gegenübergestellt. Dabei war im noch jungen Bundesland Baden-Württemberg anfangs sehr umstritten, ob man diesen Weg gehen sollte. Die Magistratsverfassung mit einem kollegialen Führungsorgan wurde im ersten Landtag von vielen favorisiert.

„Starke Bürgermeisterpersönlichkeiten, die ihre Städte und Gemeinden in guter Partnerschaft mit dem Gemeinderat gestalten, haben Baden-Württemberg voran gebracht,“ sagte Kehle. „Die Bürger sehen den Erfolg, auch im Vergleich zu anderen Bundesländern, die diesen Weg erst später eingeschlagen haben.“ Erfolgreich seien Städte und Gemeinden, in denen Gemeinderat und Bürgermeister sich als Team verstehen, in dem jeder an seiner Stelle, aber alle in der selben Richtung ziehen. Das schließe einen scharfen kommunalpolitischen Diskurs nicht aus. Er soll aber, so der Grundgedanke der Gemeindeordnung, ergebnisorientiert, sachlich und kollegial geführt werden. Das werde, meinte Kehle, gelegentlich aus den Augen verloren.
Der Leitgedanke einer unmittelbaren Beteiligung der Bürger an Entscheidungen der örtlichen Gemeinschaft war in der Gemeindeordnung Baden-Württembergs immer ausgeprägt. Erst in den 90er-Jahren haben andere Bundesländer den Bürgerentscheid in ihre Kommunalverfassung übernommen.
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